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Verordnung über die Zuständigkeit

zur Ausführung der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006


des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 5. Juli 2006 über den Europäischen Verbund 


für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ)

im Land Brandenburg


(Brandenburgische EVTZ-Zuständigkeitsverordnung –

BbgEVTZ-ZustV)


Vom 22. November 2007 

Auf Grund des § 9 Abs. 2 des Landesorganisationsgesetzes 
vom 24. Mai 2004 (GVBl. I S. 186) in Verbindung mit Artikel 16 
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 über den Europäi­
schen Verbund für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ) (ABl. 
EU Nr. L 210 S. 19) verordnet die Landesregierung: 

§ 1 
Zuständige Behörde 

(1) Das Ministerium des Innern ist zuständige Behörde 

1.	 für die Entgegennahme von Mitteilungen und Unterlagen 
nach Artikel 4 Abs. 4 in Verbindung mit Artikel 4 Abs. 2 
der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006, 

2.	 für Genehmigungen nach Artikel 4 Abs. 3 und für Zu­
stimmungen nach Artikel 4 Abs. 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1082/2006, 

3.	 für Vorkehrungen nach Artikel 6 Abs. 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1082/2006, 

4.	 für Entscheidungen und Maßnahmen nach Artikel 13 Satz 1 
und nach Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006. 

Für die Durchführung von Kontrollen nach Artikel 6 Abs. 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 ist jeweils die oberste Landes­
behörde zuständig, die für die Rechtsaufsicht über die Mitglie­
der des EVTZ zuständig ist. Ist der Geschäftsbereich mehrerer 
oberster Landesbehörden betroffen, so bestimmt das Ministe­
rium des Innern im Einvernehmen mit den betroffenen obers­
ten Landesbehörden die zuständige Behörde. Die zuständige 
oberste Landesbehörde kann im Einzelfall eine andere öffent­
liche Stelle beauftragen, die Kontrolle im Namen der beauftra­
genden Stelle durchzuführen. Zuständigkeiten zur Kontrolle 
der öffentlichen Mittel nach anderen Vorschriften bleiben un­
berührt. Sind die Mitglieder des EVTZ juristische Personen des 
Privatrechts, an denen Körperschaften des öffentlichen Rechts 
beteiligt sind, so ist für die Bestimmung der zuständigen Be­
hörde nach Satz 2 die Rechtsaufsicht über die entsprechenden 
Körperschaften des öffentlichen Rechts maßgebend. 

(2) Entscheidungen und Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 
bis 4 trifft das Ministerium des Innern im Einvernehmen mit 
denjenigen obersten Landesbehörden, die Aufsichtsbehörde 
oder oberste Aufsichtsbehörde von Mitgliedern oder potenziel­
len Mitgliedern des EVTZ sind. 

§ 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2007 in 
Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Juli 2012 außer Kraft. 

Potsdam, den 22. November 2007 

Die Landesregierung 
des Landes Brandenburg 

Der Ministerpräsident 

Matthias Platzeck 

Der Minister des Innern 

Jörg Schönbohm 

Verordnung

zur Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG 


des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 7. September 2005 über die Anerkennung 


von Berufsqualifikationen für Lehrämter 

im Land Brandenburg


(EG-Lehramtsanerkennungsverordnung – EGLeV)


Vom 22. November 2007 

Auf Grund des § 82a Abs. 1 Satz 2 des Landesbeamtengeset­
zes, der durch Artikel 1 Nr. 17 des Gesetzes vom 22. März 
2004 (GVBl. I S. 59, 61) neu gefasst worden ist, verordnet die 
Landesregierung: 
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Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften


§ 1 
Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen 

(1) Diese Verordnung gilt für die Staatsangehörigen der Mit­
gliedstaaten der Europäischen Union, der übrigen Vertrags­
staaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts­
raum und der Schweiz. Sie dient der Umsetzung der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifika­
tionen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22, 2007 Nr. L 271 S. 18), geän­
dert durch Artikel 1 der Richtlinie 2006/100/EG des Rates vom 
20. November 2006 (ABl. EU Nr. L 363 S. 141). 

(2) Mitgliedstaat im Sinne dieser Verordnung ist jeder Staat ge­
mäß Absatz 1 Satz 1. Herkunftsmitgliedstaat ist der Staat, in 
dem eine Berufsqualifikation gemäß Absatz 3 erworben oder 
anerkannt wurde. 

(3) Berufsqualifikation im Sinne dieser Verordnung ist eine 
durch Ausbildungsnachweise, Diplome, Prüfungszeugnisse oder 
sonstige Befähigungsnachweise dokumentierte berufliche Qua­

lifikation, die die Anforderungen gemäß Artikel 3 Abs. 1 
Buchstabe b oder c, gemäß Artikel 3 Abs. 3, gemäß Artikel 12, 
gemäß Artikel 13 Abs. 1 Buchstabe b, gemäß Artikel 13 Abs. 2 
Buchstabe b oder gemäß Artikel 13 Abs. 3 der Richtlinie 
2005/36/EG erfüllt. 

§ 2 
Anerkennung 

(1) Eine in einem anderen Mitgliedstaat erworbene oder aner­
kannte Berufsqualifikation für einen Lehrkräfteberuf auf dem 
Qualifikationsniveau gemäß Artikel 11 Buchstabe e der Richt­
linie 2005/36/EG wird auf Antrag vom Landesinstitut für Leh­
rerbildung als Befähigung für ein Lehramt gemäß dem Bran­
denburgischen Lehrerbildungsgesetz anerkannt, wenn 

1.	 die Antrag stellende Person die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedstaates besitzt, 

2.	 die erworbene Berufsqualifikation zur unmittelbaren Aus­
übung des Lehrkräfteberufes im Heimat- oder Herkunfts­
mitgliedstaat in mindestens einem Fach, einer Fachrichtung 
oder einem Lernbereich (nachfolgend Fach genannt) be­
rechtigt, 

3.	 die Dauer der zur Erlangung der Berufsqualifikation erfor­
derlichen Ausbildung die für das angestrebte Lehramt vor­
geschriebene Dauer des Studiums gemäß dem Brandenbur­
gischen Lehrerbildungsgesetz um nicht mehr als ein Jahr 
unterschreitet und 

4.	 die für die Berufsqualifikation erforderliche Ausbildung 
keine wesentlichen fachwissenschaftlichen, künstlerischen, 
fachdidaktischen, erziehungswissenschaftlichen oder schul­
praktischen Defizite gegenüber dem Studium des ange­
strebten Lehramtes gemäß dem Brandenburgischen Leh­
rerbildungsgesetz aufweist. 

(2) Wird eine Ausbildungsdauer gemäß Absatz 1 Nr. 3 nicht 
nachgewiesen (zeitliches Defizit), so kann von der Antrag stel­
lenden Person der Nachweis von Berufserfahrung verlangt 
werden. Die Dauer der nachzuweisenden Berufserfahrung be­
trägt das Doppelte der fehlenden Ausbildungszeit, höchstens 
jedoch vier Jahre. Die Dauer gemäß Satz 2 kann in begründe­
ten Ausnahmefällen unterschritten werden. 

(3) Wird die Anforderung gemäß Absatz 1 Nr. 4 nicht nachge­
wiesen (inhaltliches Defizit), so kann von der Antrag stellen­
den Person verlangt werden, dass sie nach ihrer Wahl 

a)	 einen Anpassungslehrgang erfolgreich absolviert oder 

b)	 eine Eignungsprüfung erfolgreich ablegt 

(Ausgleichsmaßnahme). 

Die Teilnahme an einer Ausgleichsmaßnahme setzt voraus, dass 
die Antrag stellende Person über die zur Ausübung des Lehr­
kräfteberufes erforderlichen Kenntnisse in der deutschen Spra­
che verfügt und diese auf Verlangen des Landesinstituts für 
Lehrerbildung nachweist. 
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(4) Im Rahmen der Antragsprüfung ist festzustellen, ob ein in­
haltliches Defizit durch in der Berufserfahrung erworbene 
Kenntnisse und Fähigkeiten ganz oder teilweise ausgeglichen 
werden kann. Wird Berufserfahrung als teilweiser Ausgleich 
des Defizits angerechnet, so sind die Anforderungen in der 
Ausgleichsmaßnahme dementsprechend anzupassen. 

(5) Liegt sowohl ein inhaltliches als auch ein zeitliches Defizit 
vor, so kann nur der Ausgleich des inhaltlichen Defizits durch 
eine Ausgleichsmaßnahme verlangt werden. 

(6) Eine in einem anderen Mitgliedstaat erworbene Berufsqua­
lifikation für einen Lehrkräfteberuf wird auch als Befähigung 
für ein Lehramt gemäß dem Brandenburgischen Lehrerbildungs­
gesetz anerkannt, wenn 

1.	 sie in einem anderen Land der Bundesrepublik Deutsch­
land als Befähigung für das angestrebte oder einem ihm 
entsprechenden Lehramt anerkannt und 

2.	 die Ausbildung für ein Lehramt des anderen Landes im 
Land Brandenburg anerkannt wird. 

Wird diese Anerkennung von bestimmten Voraussetzungen ab­
hängig gemacht, sind nur diese von der Antrag stellenden Per­
son zu verlangen. 

(7) Die Möglichkeit, anstelle von Ausgleichsmaßnahmen den 
Vorbereitungsdienst gemäß § 7 des Brandenburgischen Lehrer­
bildungsgesetzes zu absolvieren, bleibt davon unberührt. 

Abschnitt 2

Verfahren


§ 3 
Antrag 

(1) Der Antrag auf Anerkennung der Berufsqualifikation als 
Befähigung für ein Lehramt gemäß dem Brandenburgischen 
Lehrerbildungsgesetz ist beim Landesinstitut für Lehrerbildung 
zu stellen. Der Eingang des Antrages ist innerhalb eines Mo­
nats nach Vorlage aller erforderlichen Unterlagen gegenüber 
der Antrag stellenden Person zu bestätigen. 

(2) Dem Antrag sind insbesondere folgende Unterlagen beizu­
fügen: 

1.	 der Nachweis der Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates, 

2.	 Ausbildungsnachweise gemäß der Richtlinie 2005/36/EG, 

3.	 Bescheinigungen über Dauer und Art der bisher ausgeüb­
ten beruflichen Tätigkeiten als Lehrkraft in einem Mit­
gliedstaat, 

4.	 Studiennachweise, aus denen die Studieninhalte und die 
Dauer der absolvierten Ausbildung zur Erlangung der Be­
rufsqualifikation hervorgehen und 

5.	 eine Erklärung, ob und gegebenenfalls mit welchem Ergeb­

nis die Antrag stellende Person in einem anderen Land der 
Bundesrepublik Deutschland einen entsprechenden Antrag 
gestellt oder eine Ausgleichsmaßnahme gemäß § 2 Abs. 3 
durchgeführt hat. 

Das Landesinstitut für Lehrerbildung kann darüber hinaus die 
Vorlage weiterer Unterlagen von der Antrag stellenden Person 
verlangen. 

(3) Den Antragsunterlagen sind, sofern sie nicht in deutscher 
Sprache verfasst sind, amtlich beglaubigte Übersetzungen bei­
zufügen. Die Erklärung gemäß Absatz 2 Nr. 5 ist in deutscher 
Sprache zu verfassen. Soweit es der Vorlage oder der Anforde­
rung von Bescheinigungen oder Urkunden des Heimat- oder 
Herkunftsmitgliedstaates bedarf, dass keine schwerwiegenden 
beruflichen Verfehlungen, Straftaten oder sonstigen die Eig­
nung der Antrag stellenden Person für die Ausübung des Lehr­
kräfteberufs infrage stellenden Umstände bekannt sind, genügt 
eine Bescheinigung oder Urkunde gemäß Artikel 50 Abs. 1 der 
Richtlinie 2005/36/EG, die bei ihrer Vorlage nicht älter als drei 
Monate ist. 

§ 4 
Anerkennungsverfahren, Bescheid 

(1) Das Landesinstitut für Lehrerbildung stellt auf Grund der 
Antragsunterlagen fest, ob die Voraussetzungen für eine Aner­
kennung der Berufsqualifikation als Befähigung für ein Lehr­
amt gemäß dem Brandenburgischen Lehrerbildungsgesetz vor­
liegen. 

(2) Stellt das Landesinstitut für Lehrerbildung im Rahmen der 
Antragsprüfung wesentliche Defizite fest, die einer Anerken­
nung der nachgewiesenen Berufsqualifikation entgegenstehen, 
so erhält die Antrag stellende Person spätestens vier Monate 
nach Eingang der Antragsunterlagen eine schriftliche Mittei­
lung über 

1.	 die Zuordnung der Berufsqualifikation zu einem Lehramt 
nach dem Brandenburgischen Lehrerbildungsgesetz, 

2.	 die festgestellten wesentlichen Defizite und 

3.	 die Dauer und die Sachgebiete für einen erforderlichen An­
passungslehrgang sowie die Sachgebiete und den voraus­
sichtlichen Termin für eine erforderliche Eignungsprüfung. 

Die Frist gemäß Satz 1 wird für die Zeit unterbrochen, die im 
Fall der Nachforderung weiterer Antragsunterlagen festgesetzt 
worden ist. 

(3) Das Wahlrecht gemäß § 2 Abs. 3 wird durch den Antrag auf 
Zulassung zu einer Ausgleichsmaßnahme wahrgenommen. 

(4) Stellt das Landesinstitut für Lehrerbildung im Rahmen der 
Antragsprüfung fest, dass keine Defizite vorliegen, oder wurde 
der Anpassungslehrgang oder die Eignungsprüfung erfolgreich 
absolviert, so werden die Berufsqualifikation und gegebenen­
falls die berufliche Tätigkeit der Antrag stellenden Person als 
Befähigung für ein Lehramt gemäß dem Brandenburgischen 
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Lehrerbildungsgesetz anerkannt. Über das Ergebnis dieser Fest­
stellung ist der Antrag stellenden Person innerhalb von vier 
Monaten ein schriftlicher Bescheid zu erteilen. 

(5) Zuständig für die Entscheidung über den Widerspruch ge­
gen einen Bescheid nach Absatz 2 oder Absatz 4 ist das Lan­
desinstitut für Lehrerbildung. 

Abschnitt 3

Anpassungslehrgang


§ 5 
Ziel, Inhalt und Dauer 

(1) Im Anpassungslehrgang sollen die gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 2 
festgestellten Defizite ausgeglichen werden. 

(2) Der Inhalt des Anpassungslehrganges erstreckt sich auf die 
Sachgebiete gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 3. Die Teilnahme am Anpas­
sungslehrgang kann mit der Verpflichtung verbunden sein, 
fachwissenschaftliche oder künstlerische Defizite durch die er­
folgreiche Teilnahme an Lehrveranstaltungen einer Universität 
oder ihr gleichgestellten Hochschule auszugleichen. 

(3) Die Dauer des Anpassungslehrganges wird entsprechend 
den festgestellten Defiziten durch das Landesinstitut für Leh­
rerbildung bestimmt. Sie beträgt mindestens sechs Monate und 
höchstens drei Jahre. Wird der Anpassungslehrgang aus nicht 
selbst zu verantwortenden Gründen um mehr als zehn Wochen 
unterbrochen, so kann er angemessen verlängert werden. 

§ 6 
Antrag auf Teilnahme, Zulassung 

(1) Der Antrag auf Teilnahme am Anpassungslehrgang ist an 
das Landesinstitut für Lehrerbildung bis zu den für den Vorbe­
reitungsdienst bekannt gegebenen Bewerbungsterminen für das 
jeweilige Lehramt zu richten. Der Antrag gilt für den nächstfol­
genden Einstellungstermin für den Vorbereitungsdienst. 

(2) Der Anpassungslehrgang beginnt zu den Terminen der Ein­
stellung für den Vorbereitungsdienst für das jeweilige Lehramt. 

(3) Dem Antrag ist ein amtsärztliches Zeugnis, das die gesund­
heitliche Eignung für den Lehrkräfteberuf bestätigt, beizufü­
gen. Das amtsärztliche Zeugnis darf nicht älter als drei Monate 
sein. 

(4) Die Entscheidung über die Zulassung zum Anpassungslehr­
gang wird durch das Landesinstitut für Lehrerbildung der An­
trag stellenden Person schriftlich mitgeteilt. 

§ 7 
Zulassungsbeschränkung 

(1) Für einen Anpassungslehrgang sind im Rahmen der perso­
nellen, räumlichen und sächlichen Möglichkeiten des Landes­
instituts für Lehrerbildung so viele Ausbildungsplätze bereitzu­

stellen, dass die Antrag stellenden Personen, die die Vorausset­
zungen für eine Teilnahme erfüllen, berücksichtigt werden kön­
nen. 

(2) Stehen nicht genügend Plätze für die ordnungsgemäße 
Durchführung des Anpassungslehrganges zur Verfügung, so 
gelten für die Zulassung die Bestimmungen der Ordnung für 
den Vorbereitungsdienst in der jeweils geltenden Fassung ent­
sprechend. 

§ 8 
Rechtsstellung 

(1) Für die Dauer des Anpassungslehrganges erfolgt eine An­
stellung in einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis. 
In dieser Zeit besteht ein Anspruch auf Unterhaltsgeld in Höhe 
der Anwärterbezüge für das zugeordnete Lehramt. 

(2) Für die am Anpassungslehrgang teilnehmenden Personen 
gelten die Bestimmungen über die Pflichten von Beamtinnen 
und Beamten gemäß dem Landesbeamtengesetz entsprechend. 

§ 9 
Organisation 

(1) Anpassungslehrgänge werden vom Landesinstitut für Leh­
rerbildung durchgeführt. 

(2) Der Anpassungslehrgang umfasst nach näherer Bestim­
mung gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 3: 

1.	 die Unterrichtstätigkeit in den anzuerkennenden Fächern 
unter Anleitung einer Lehrkraft mit einer Befähigung für 
das angestrebte Lehramt und 

2.	 eine Zusatzausbildung in der Fachdidaktik, in den Erzie­
hungswissenschaften einschließlich Schulrecht und Schul­
verwaltung und gegebenenfalls in der Fachwissenschaft. 

(3) Die Unterrichtstätigkeit erfolgt an Ausbildungsschulen in 
Verantwortung der Schulleiterin oder des Schulleiters. Die Zu­
satzausbildung wird an Studienseminaren des Landesinstituts 
für Lehrerbildung durchgeführt. Die fachwissenschaftliche Zu­
satzausbildung kann, sofern erforderlich, an einer Universität 
oder einer ihr gleichgestellten Hochschule erfolgen. 

§ 10 
Ausbildungsveranstaltungen 

(1) Für die am Anpassungslehrgang teilnehmende Person sind 
folgende Ausbildungsveranstaltungen verbindlich: 

1.	 der Ausbildungsunterricht an den Ausbildungsschulen 
unter Verantwortung der Schulleiterin oder des Schullei­
ters, 

2.	 Seminare nach Maßgabe der Ordnung für den Vorberei­
tungsdienst und 
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3.	 gegebenenfalls fachwissenschaftliche oder künstlerische 
Lehrveranstaltungen an Universitäten oder ihnen gleichge­
stellten Hochschulen. 

(2) Das Landesinstitut für Lehrerbildung weist in Absprache 
mit dem zuständigen staatlichen Schulamt der am Anpassungs­
lehrgang teilnehmenden Person eine für das angestrebte Lehr­
amt geeignete Ausbildungsschule zu. 

(3) Der Ausbildungsunterricht umfasst wöchentlich zwölf 
Stunden. 

§ 11 
Bewertung 

(1) Für die Bewertung des Anpassungslehrganges gelten die 
Bestimmungen der Ordnung für den Vorbereitungsdienst ent­
sprechend. 

(2) Die am Anpassungslehrgang teilnehmende Person hält in 
jedem Fach, das anerkannt werden soll, in jeweils unterschied­
lichen Jahrgangsstufen zwei zu bewertende Unterrichtsproben. 

(3) Am Ende des Anpassungslehrganges werden die Leistun­
gen vom Landesinstitut für Lehrerbildung unter Berücksichti­
gung der bewerteten Unterrichtsproben und einer gutachterlich 
zu erfassenden Leistungsbeurteilung der Schulleiterin oder des 
Schulleiters der Ausbildungsschule sowie gegebenenfalls der 
Leistungen an der Universität oder einer ihr gleichgestellten 
Hochschule zu einer differenzierenden Gesamtbeurteilung zu­
sammengefasst. Die Gesamtbeurteilung schließt mit einer Be­
wertung in Form einer Note ab. 

(4) Kann der Anpassungslehrgang nicht mit mindestens „aus­
reichend“ bewertet werden, gilt der Anpassungslehrgang als 
nicht erfolgreich absolviert. 

(5) Wurde der Anpassungslehrgang nicht erfolgreich absol­
viert, so kann er um bis zu sechs Monate verlängert werden, 
sofern die Höchstverweildauer von drei Jahren nicht über­
schritten wird. Absatz 4 gilt entsprechend. 

§ 12 
Beendigung 

(1) Der Anpassungslehrgang endet mit Ablauf der festgelegten 
Dauer oder vorzeitig auf Antrag der teilnehmenden Person. 

(2) Der Anpassungslehrgang kann vorzeitig durch das Landes­
institut für Lehrerbildung beendet werden, wenn Ausbildungs­
verpflichtungen verletzt werden oder sonstige allgemeine Ent­
lassungsgründe vorliegen. 

(3) Nach Beendigung des Anpassungslehrganges werden der 
teilnehmenden Person vom Landesinstitut für Lehrerbildung 
ein Teilnahmezertifikat und die Gesamtbeurteilung ausgehän­
digt. 

§ 13 
Änderung der Wahlentscheidung 

(1) Die teilnehmende Person kann die Wahlentscheidung ge­
mäß § 2 Abs. 3 bis zum Ablauf der Hälfte der festgelegten Dau­
er des Anpassungslehrganges ändern und unter Einhaltung der 
vom Landesinstitut für Lehrerbildung festgelegten Fristen ei­
nen Antrag auf Zulassung zur Eignungsprüfung stellen. 

(2) Mit der Zulassung zur Eignungsprüfung endet der Anpas­
sungslehrgang. 

Abschnitt 4

Eignungsprüfung


§ 14 
Ziel, Inhalt 

(1) Mit der Eignungsprüfung wird festgestellt, ob die an der 
Prüfung teilnehmende Person über die erforderlichen Kennt­
nisse und Fähigkeiten für die Ausübung des Berufes einer 
Lehrkraft im angestrebten Lehramt verfügt. 

(2) Die Eignungsprüfung erstreckt sich ausschließlich auf die 
Sachgebiete, die der zu prüfenden Person gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 3 
mitgeteilt wurden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die zu 
prüfende Person im Heimat- oder Herkunftsmitgliedstaat be­
reits über eine abgeschlossene Berufsqualifikation zur Aus­
übung des Berufes einer Lehrkraft verfügt. 

§ 15 
Prüfungsausschuss 

(1) Die Eignungsprüfung wird vor dem Landesinstitut für Leh­
rerbildung abgelegt, das für die Durchführung einen Prüfungs­
ausschuss bildet. 

(2) Dem Prüfungsausschuss gehören an: 

1.	 eine Vertreterin oder ein Vertreter des Landesinstituts für 
Lehrerbildung, in der Regel eine Hauptseminarleiterin 
oder ein Hauptseminarleiter, als Vorsitzende oder Vorsit­
zender, 

2.	 eine Fachseminarleiterin oder ein Fachseminarleiter für das 
Fach, in dem die erste Lehrprobe abgelegt wird, 

3.	 die Leiterin oder der Leiter der Schule, an der die Unter­
richtsprobe abgelegt wird und 

4.	 gegebenenfalls eine weitere Fachseminarleiterin oder ein 
weiterer Fachseminarleiter für das Fach, in dem eine zweite 
Unterrichtsprobe abgelegt wird. 

(3) Im Übrigen gelten für den Prüfungsausschuss die Bestim­
mungen der Ordnung für den Vorbereitungsdienst entspre­
chend. 
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§ 16 
Prüfungsleistungen, Termine 

(1) Die Eignungsprüfung besteht aus 

1.	 einer Unterrichtsprobe in dem Fach, das der bisherigen 
Ausbildung und Berufstätigkeit entspricht und 

2.	 einer mündlichen Prüfung. 

Können zwei Fächer anerkannt werden, ist in jedem der Fächer 
eine Unterrichtsprobe abzulegen. In diesem Fall sind die Unter­
richtsproben grundsätzlich an einem Tag abzulegen. Die münd­
liche Prüfung kann an einem anderen Tag durchgeführt wer­
den. Die jeweiligen Prüfungstermine werden vom Landesins­
titut für Lehrerbildung festgelegt. 

(2) Die Eignungsprüfung wird, abgesehen vom Unterricht in 
einer Fremdsprache, in deutscher Sprache abgelegt. 

(3) Das Landesinstitut für Lehrerbildung teilt der zu prüfenden 
Person die Prüfungstermine und die zu erbringenden Prüfungs­
leistungen schriftlich mit. Damit ist die zu prüfende Person zur 
Eignungsprüfung zugelassen. 

§ 17 
Unterrichtsprobe 

(1) Das Landesinstitut für Lehrerbildung bestimmt in Abstim­
mung mit dem zuständigen staatlichen Schulamt die Schule, an 
der die Unterrichtsprobe abgelegt wird. 

(2) Zur Vorbereitung auf die Eignungsprüfung ist die zu prü­
fende Person berechtigt, für einen Zeitraum von höchstens vier 
Wochen in den für die Prüfung vorgesehenen Lerngruppen und 
Fächern zu hospitieren und zu unterrichten. 

(3) Das Thema der Unterrichtsprobe wird nach Abstimmung 
mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter durch die zu prüfen­
de Person festgelegt. Sie teilt es spätestens zehn Tage vor dem 
Termin für die Unterrichtsprobe dem Landesinstitut für Lehrer­
bildung mit. 

(4) Für die Durchführung und Bewertung der Unterrichtsprobe 
gelten die Bestimmungen der Ordnung für den Vorbereitungs­
dienst entsprechend. 

§ 18 
Mündliche Prüfung 

(1) Die mündliche Prüfung findet in der Regel im Anschluss an 
die Unterrichtsproben statt und wird als Einzelprüfung durch­
geführt. Sie soll nicht länger als 40 Minuten dauern. 

(2) Die Inhalte der Prüfung erstrecken sich auf die Sachgebiete, 
die gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 3 der zu prüfenden Person mitgeteilt 
worden sind. 

(3) Für die Durchführung und Bewertung der mündlichen Prü­
fung gelten die Bestimmungen der Ordnung für den Vorberei­
tungsdienst entsprechend. 

§ 19 
Prüfungsergebnis 

Im unmittelbaren Anschluss an die mündliche Prüfung ent­
scheidet der Prüfungsausschuss über das Bestehen der Eig­
nungsprüfung. Die Eignungsprüfung ist bestanden, wenn die 
Prüfungsteile gemäß § 16 Abs. 1 mindestens mit der Note 
„ausreichend“ bewertet wurden. Eine Gesamtnote wird nicht 
gebildet. 

§ 20 
Zeugnis 

Über die bestandene Eignungsprüfung stellt das Landesinstitut 
für Lehrerbildung ein Zeugnis aus. Im Zeugnis werden die No­
ten für die einzelnen Prüfungsleistungen ausgewiesen. Über 
das Nichtbestehen einer Eignungsprüfung erteilt das Landesins­
titut für Lehrerbildung einen schriftlichen Bescheid, in dem das 
Nichtbestehen zu begründen ist. 

§ 21 
Niederschriften 

Über die Unterrichtsproben und die mündliche Prüfung sind 
von einem Mitglied des Prüfungsausschusses Niederschriften 
anzufertigen, aus denen insbesondere der Verlauf und das Er­
gebnis der Beratung hervorgehen. Für die Niederschriften gel­
ten die Bestimmungen der Ordnung für den Vorbereitungs­
dienst in der jeweils geltenden Fassung entsprechend. 

§ 22 
Ordnungswidriges Verhalten 

Bei ordnungswidrigem Verhalten der zu prüfenden Person gel­
ten die Bestimmungen der Ordnung für den Vorbereitungs­
dienst entsprechend. 

§ 23 
Rücktritt 

(1) Tritt die zu prüfende Person ohne Genehmigung des Lan­
desinstituts für Lehrerbildung von einem Prüfungsteil oder der 
gesamten Eignungsprüfung zurück, so gilt die Eignungsprü­
fung als nicht bestanden. 

(2) Genehmigt das Landesinstitut für Lehrerbildung den Rück­
tritt, so gilt der betreffende Prüfungsteil oder die gesamte Eig­
nungsprüfung als nicht unternommen. Eine Genehmigung darf 
nur erteilt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, insbe­
sondere wenn die zu prüfende Person die Prüfung wegen 
Krankheit nicht antreten kann. 

§ 24 
Wiederholung 

(1) Wurde ein Prüfungsteil nicht bestanden, so kann er einmal 
wiederholt werden. Die Wiederholung muss spätestens sechs 
Monate nach Festlegung der Note im betreffenden Prüfungsteil 
beim Landesinstitut für Lehrerbildung beantragt werden. 
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(2) Wird ein Prüfungsteil nach Wiederholung nicht bestanden 
oder lässt die zu prüfende Person die Frist gemäß Absatz 1 Satz 2 
ohne anerkannten Grund verstreichen, so sind dieser Prüfungs­
teil und die Eignungsprüfung endgültig nicht bestanden. 

§ 25 
Einsicht in die Prüfungsunterlagen 

Die zu prüfende Person hat das Recht, innerhalb eines Jahres 
nach Ausstellung des Zeugnisses oder der Bescheinigung ge­
mäß § 20 Einsicht in ihre Prüfungsunterlagen zu nehmen. 

Abschnitt 5

Schlussbestimmungen


§ 26 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2007 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die EG-Lehramtsanerkennungsverord­
nung vom 1. Februar 1998 (GVBl. II S. 128), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 11. Mai 2007 (GVBl. I S. 86, 
93), außer Kraft. 

Potsdam, den 22. November 2007 

Die Landesregierung

des Landes Brandenburg


Der Ministerpräsident


Matthias Platzeck


Der Minister für Bildung,

Jugend und Sport


Holger Rupprecht


Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 

und zur Ermächtigung zum Erlass von


Rechtsverordnungen nach dem Infektionsschutzgesetz

(Infektionsschutzzuständigkeitsverordnung – IfSZV)


Vom 27. November 2007 

Auf Grund 

1.	 des § 54 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045) und des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Ge­
setzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Be­

kanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602) so­
wie 

2.	 des § 15 Abs. 3 Satz 2, § 17 Abs. 4 Satz 2, § 17 Abs. 5 Satz 2, 
§ 20 Abs. 7 Satz 2, § 32 Satz 2, § 41 Abs. 2 Satz 2 des In­
fektionsschutzgesetzes 

verordnet die Landesregierung: 

§ 1 

Für die Wahrnehmung der in der Anlage zu dieser Verordnung 
aufgeführten Verwaltungsaufgaben sind die dort bezeichneten 
Behörden sachlich zuständig. 

§ 2 

Die Ermächtigungen der Landesregierung zum Erlass von 
Rechtsverordnungen nach § 15 Abs. 3 Satz 1, § 17 Abs. 4 Satz 1, 
§ 17 Abs. 5 Satz 1, § 20 Abs. 7 Satz 1, § 32 Satz 1 und § 41 
Abs. 2 Satz 1 des lnfektionsschutzgesetzes werden auf das für 
das Gesundheitswesen zuständige Mitglied der Landesregie­
rung übertragen. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig treten die Verordnung zur Regelung von Zustän­
digkeiten nach dem Bundes-Seuchengesetz vom 21. November 
1996 (GVBl. II S. 832), geändert durch § 2 der Verordnung vom 
20. Juli 2004 (GVBl. II S. 610), und die Verordnung zur Rege­
lung von Zuständigkeiten nach den §§ 44 bis 53 des Infektions­
schutzgesetzes vom 20. Juli 2004 (GVBl. II S. 610) außer Kraft. 

Potsdam, den 27. November 2007 

Die Landesregierung

des Landes Brandenburg


Der Ministerpräsident


Matthias Platzeck


Die Ministerin für Arbeit,

Soziales, Gesundheit und Familie


Dagmar Ziegler


Der Minister für Ländliche Entwicklung,

Umwelt und Verbraucherschutz


Dr. Dietmar Woidke
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Anlage 
(zu § 1) 

Verwendete Abkürzungen: 
MASGF Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 

Familie – oberste Gesundheitsbehörde 
LASV Landesamt für Soziales und Versorgung 
LK/KfS Gesundheitsämter der Landkreise/Kreisfreien Städte 

lfd. Nr. Vorschrift Verwaltungsaufgabe Zuständigkeit 

Infektionsschutzgesetz 

1 Meldewesen 

1.1 § 11 Abs. 1 Entgegennahme der von den Gesundheitsämtern übermittelten 
Erkrankungen, Todesfälle sowie Nachweise von Krankheitserregern 
und deren Weiterleitung an das Robert Koch-Institut 

LASV 

1.2 § 11 Abs. 2 Entgegennahme der von den Gesundheitsämtern übermittelten 
Verdachtsfälle einer über das übliche Ausmaß einer Impfreaktion 
hinausgehenden gesundheitlichen Schädigung bzw. bei Verdacht, 
dass ein Arzneimittel die Infektionsquelle ist 

LASV 

1.3 § 11 Abs. 3 Übermittlung der vorgeschriebenen Angaben nach Artikel 4 
der Entscheidung Nr. 2119/98/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. September 1998 

Entgegennahme und Weiterleitung der Angaben an das 
Robert Koch-Institut 

LK/KfS 

LASV 

1.4 § 12 Abs. 3 Information des Bundesministeriums für Gesundheit über 
unterrichtungspflichtige Tatbestände nach Artikel 6 der 
Entscheidung Nr. 2119/98/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. September 1998 

MASGF 

1.5 § 13 Abs. 3 Beteiligung bei Sentinel-Erhebungen MASGF 

2 Verhütung übertragbarer Krankheiten 

2.1 § 16 Abs. 1 Satz 1 
i. V. m. Abs. 6 

Anordnung und Durchführung der vom Gesundheitsamt 
vorgeschlagenen Maßnahmen zur Abwendung von Gefahren, 
wenn Tatsachen festgestellt werden, die zum Auftreten einer 
übertragbaren Krankheit führen können oder anzunehmen ist, 
dass solche Tatsachen vorliegen 

LK/KfS 

2.2 § 16 Abs. 2 Durchführung von Ermittlungen und Überwachung der 
angeordneten Maßnahmen 

LK/KfS 

2.3 § 16 Abs. 7 Aufhebung und Veränderung der vom Gesundheitsamt 
angeordneten Maßnahmen 

LK/KfS 

2.4 § 17 Abs. 1 Anordnung und Durchführung notwendiger Maßnahmen zur 
Abwendung von Gefahren bei kontaminierten Gegenständen 

LK/KfS 

2.5 § 17 Abs. 2 Satz 1 Anordnung und Durchführung notwendiger Maßnahmen gegen 
Gesundheitsschädlinge, wenn die Gefahr begründet ist, dass 
Krankheitserreger verbreitet werden können 

LK/KfS 

2.6 § 17 Abs. 3 Satz 1 
und 2 

Anordnung zur Beauftragung von geeigneten Fachkräften, wenn 
das zur wirksamen Bekämpfung von Krankheitserregern oder 
Gesundheitsschädlingen erforderlich ist 

LK/KfS 

3 Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 

3.1 § 25 Abs. 2 Entgegennahme der Unterrichtung bei Blut-, Organ- oder 
Gewebespendern 

MASGF 

3.2 § 26 Abs. 3 Satz 2 Anordnung einer inneren Leichenschau auf Anforderung durch 
das Gesundheitsamt 

LK/KfS 

3.3 § 28 Abs. 1 Satz 1 
und 2 

Anordnung von Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der 
Verbreitung übertragbarer Krankheiten sowie Veranstaltungs- 
und Versammlungseinschränkungen, Schließung von Einrichtungen, 
Reisebeschränkungen 

LK/KfS 
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lfd. Nr. Vorschrift Verwaltungsaufgabe Zuständigkeit 

Infektionsschutzgesetz 

3.4 § 30 Abs. 1 Anordnung der Absonderung von Personen LK/KfS 

3.5 § 31 Untersagung der Ausübung bestimmter beruflicher Tätigkeiten 
für Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige und 
Ausscheider 

LK/KfS 

4 Zusätzliche Vorschriften für Schulen und sonstige Gemeinschaftseinrichtungen 

4.1 § 34 Abs. 7 Zulassung von Ausnahmen von Verboten nach Absatz 1, 
auch in Verbindung mit Absatz 3 

LK/KfS 

4.2 § 34 Abs. 9 Anordnung von notwendigen Maßnahmen zur Abwendung 
von Gefahren 

LK/KfS 

5 Wasser 

5.1 § 39 Abs. 1 
Satz 2 

Überwachung der Qualität des Wassers für den menschlichen 
Gebrauch und von Wasser in Schwimm- und Badebecken; 
Durchführung von Wasseruntersuchungen auf Grund der nach 
§ 38 Abs. 1 und 2 erlassenen Rechtsverordnung 

LK/KfS 

5.2 § 39 Abs. 2 Anordnung von notwendigen Maßnahmen zur Einhaltung der 
Vorschriften nach § 37 Abs. 1 und 2 sowie von Rechtsverordnungen 
nach § 38 Abs. 1 und 2 und zur Abwendung von Gefahren 

LK/KfS 

5.3 § 41 Abs. 1 Satz 2 
und 3 

Infektionshygienische Überwachung von Abwasserbeseitigungs­
anlagen 

LK/KfS 

6 Gesundheitliche Anforderungen an das Personal beim Umgang mit Lebensmitteln 

6.1 § 43 Abs. 5 Satz 2 Überprüfung der Bescheinigungen nach § 43 Abs. 1 LK/KfS 

7 Tätigkeiten mit Krankheitserregern 

7.1 § 44 Erlaubniserteilung für Tätigkeiten mit Krankheitserregern LASV 

7.2 § 45 Abs. 3 Freistellung von der Erlaubnispflicht LASV 

7.3 § 45 Abs. 4 Untersagung einer erlaubnisfreien Tätigkeit mit Krankheitserregern LASV 

7.4 § 47 Abs. 1 Versagung der Erlaubnis LASV 

7.5 § 47 Abs. 2 Anerkennung der Sachkenntnis LASV 

7.6 § 47 Abs. 3 Anerkennung eingeschränkter Sachkenntnis LASV 

7.7 § 49 Abs. 1 Satz 1 Entgegennahme und Bearbeitung von Tätigkeitsanzeigen im Sinne 
des § 44 zur Erstaufnahme einer Tätigkeit mit Krankheitserregern 

LASV 

7.8 § 49 Abs. 2 Zustimmungserteilung für vorfristige Tätigkeitsaufnahme LASV 

7.9 § 49 Abs. 3 Untersagung der Tätigkeiten mit Krankheitserregern LASV 

7.10 § 50 Satz 1 Entgegennahme und Bearbeitung von Veränderungsanzeigen im 
Sinne von § 44 zur Tätigkeit mit Krankheitserregern 

LASV 

7.11 § 51 Satz 1 Ausübung der Aufsicht hinsichtlich der in § 44 genannten 
Tätigkeiten mit Krankheitserregern 

LASV 

8 Entschädigung in besonderen Fällen 

8.1 § 56 Abs. 4 Erstattung von Mehraufwendungen und Ersatz von Betriebsausgaben 
auf Grund von Verdienstausfallzeiten 

LASV 

8.2 § 56 Abs. 5 Satz 2 
und 3 i. V. m. 
Abs. 11 Satz 3 

Zahlung und Erstattung von Entschädigungen für Arbeitnehmer 
infolge eines Tätigkeitsverbotes oder wegen Absonderung 

LASV 

8.3 § 56 Abs. 12 Zahlung von Vorschüssen auf Erstattungsbeträge oder 
Entschädigungen 

LASV 

8.4 § 57 Abs. 1 Satz 4 Erstattung von Rentenversicherungsbeiträgen LASV 

8.5 § 57 Abs. 3 Satz 3 Erstattung von Mehraufwendungen an die Unfallversicherungsträger LASV 

8.6 § 58 Satz 1 Erstattung von Aufwendungen für die soziale Sicherung LASV 

9 Straf- und Bußgeldvorschriften 

9.1 § 73 Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten bei Zuwider­
handlungen gegen die §§ 47, 50, 51 des Infektionsschutzgesetzes 

Verfolgung und Ahndung aller weiterer Ordnungswidrigkeiten nach 
dem Infektionsschutzgesetz 

LASV 

LK/KfS 
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Erste Verordnung zur Änderung 

der Brandenburgischen Förderabgabeverordnung


Vom 27. November 2007 

Auf Grund des § 32 Abs. 1 und 3 des Bundesberggesetzes vom 
13. August 1980 (BGBl. I S. 1310) in Verbindung mit § 1 der 
Verordnung zur Übertragung von Ermächtigungen nach dem 
Bundesberggesetz vom 25. Juli 1991 (GVBl. S. 357) verordnet 
der Minister für Wirtschaft: 

Artikel 1 

Die Brandenburgische Förderabgabeverordnung vom 26. Janu­
ar 2006 (GVBI. II S. 30) wird wie folgt geändert: 

1.	 In der Inhaltsübersicht werden in Kapitel 1 in der Angabe 
zu § 2 das Wort „Förderabgabevoranmeldung“ und das 
nachfolgende Semikolon gestrichen. 

2.	 In § 1 Abs. 2 wird das Wort „Mai“ durch das Wort „Juli“ 
ersetzt. 

3.	 § 2 wird wie folgt geändert: 

a)	 In der Überschrift werden das Wort „Förderabgabevor­
anmeldung“ und das nachfolgende Semikolon gestri­
chen. 

b)	 Absatz 2 wird aufgehoben. 

c)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt ge­
fasst: 

„(2) Die Abgabepflichtigen haben bis zum 31. Juli ei­
nes jeden Jahres für den vorausgegangenen Erhe­
bungszeitraum eine Förderabgabeerklärung abzuge­
ben und bis zum gleichen Tag die Förderabgabe zu 
entrichten.“ 

d)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und wie folgt ge­
ändert: 

Die Wörter „Förderabgabevoranmeldung und“ werden 
gestrichen. 

e)	 Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und wie folgt ge­
ändert: 

In Satz 1 werden die Wörter „die Förderabgabevoran­
meldung und“ gestrichen. 

4.	 § 3 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 1 wird aufgehoben. 

b)	 Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absätze 1 
und 2. 

c)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und wie folgt ge­
ändert: 

In Satz 1 werden die Wörter „oberhalb des in § 2 
Abs. 2 Satz 2 berechneten Wertes kommen kann oder 
bereits“ gestrichen. 

5.	 § 4 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 3 wird aufgehoben. 

b)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 

6.	 In § 5 Satz 2 wird die Angabe „§ 2 Abs. 5“ durch die Anga­
be „§ 2 Abs. 4“ ersetzt. 

7.	 In § 6 Abs. 1 werden die Wörter „oder eine Abschlagszah­
lung“ gestrichen. 

8.	 In § 10 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 3 Abs. 2 Satz 1 
und Abs. 3“ durch die Angabe „§ 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2“ 
ersetzt. 

9.	 In § 19 Abs. 3 wird die Angabe „Meldenummer 1421 12 397“ 
durch die Angabe „Meldenummer 1421 12 307“ ersetzt. 

10. In § 21 Abs. 3 wird die Angabe „Meldenummern 1030 10 310 
und 1030 10 535“ durch die Angabe „Meldenummern 
1030 10 101 und 1030 10 105“ ersetzt. 

11. § 22 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Nummer 2 werden die Angabe „§ 2 Abs. 2 Satz 1“ 
durch die Angabe „§ 2 Abs. 2“ und das Wort „Voran­
meldung“ durch das Wort „Erklärung“ ersetzt. 

b)	 In Nummer 3 wird die Angabe „§ 3 Abs. 4“ durch die 
Angabe „§ 3 Abs. 3“ ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2008 in Kraft. 

Potsdam, den 27. November 2007 

Der Minister für Wirtschaft 

Ulrich Junghanns 



492 

Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Brandenburg 

Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 27 vom 19. Dezember 2007 

Herausgeber: Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg.

Der Bezugspreis beträgt jährlich 46,02 EUR (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Einzelpreise enthalten keine Mehrwertsteuer. Die Einweisung kann jederzeit erfolgen.


Die Berechnung erfolgt im Namen und für Rechnung des Ministeriums der Justiz des Landes Brandenburg.

Die Kündigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zulässig; sie muss bis spätestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein.


Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Änderungswünsche und sonstige Anforderungen sind

an die Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH zu richten.


Herstellung, Verlag und Vertrieb: Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH, Karl-Liebknecht-Straße 24–25, Haus 2,

14476 Golm (bei Potsdam), Telefon Potsdam (03 31) 56 89 - 0



